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Lesung zu AKW Rheinsberg

Neuruppin. Der Kreisverband von Bündnis 90/Die
Grünen und die Fontane-Buchhandlung Neuruppin
laden für den morgigen Donnerstag zu einer Lesung
mit Historiker Sebastian Stude, der aus seinem Buch
„Roter Strom“ vorträgt, ein. Los geht es um 19 Uhr. Der
Eintritt ist frei.

Deutschland steigt zum 15. April 2023 aus der Kern-
energie aus. Fünfzig Jahre Anti-Atomkraft-Bewegung
zeigen Wirkung. Die Katastrophen von Harrisburgh,
Tschernobyl oder Fukushima haben unzählige Op-
fer gefordert. Grund genug, die Geschichte des AKW

Rheinsberg, des ersten deutschen Atomkraftwerkes,
von den Anfängen in den Fünfzigern bis zu dem noch
lange nicht abgeschlossenen Rückbau zu beleuchten.
Die Kosten für denRückbauwurden jüngst um400Mil-
lionen Euro auf eine Milliarde Euro aufgestockt.

Sebastian Stude widmet sich politischen, wirtschaftli-
chen, sozialen Aspekten, dem Wettlauf zwischen Ost
und West und auch der Bedeutung eines solchen
Großprojektes für eine ostdeutsche Randregion. „Ge-
nau dort gehört das Buch hin“, begründet Stude sei-
nen Auftritt in der Fontanestadt Neuruppin.
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Ostsee-Zeitung.de | 28.03.2023

Andreas Meyer

WEBLINK

LNG auf Rügen: Warum das Projekt ein Millionen-Grab ist

Zu Recht, meint OZ-Chefreporter Andreas Meyer. Denn das LNG-Terminal auf Deutschlands
Urlaubsinsel Nummer eins macht keinen Sinn.

Der Standort direkt vor dem Ostseebad Sellin scheint vom Tisch, doch auch gegen die Alternative
Mukran regt sich Widerstand auf Rügen.
Mukran. ImSommer 2022 intervenierte die Landesre-
gierung energisch beim Bund: Nicht nur an der Nord-
see, sondern auch in MV sollten doch bitteschön neue
LNG-Terminals gebaut werden. So wollte es das Ka-
binett um SPD-Ministerpräsidentin Manuela Schwe-
sig. Und spätestens seit diesemPunkt scheint sich Ge-
schichte zu wiederholen.

Als es um den Bau von Nord Stream 2 ging, setzte
Schwerinallesdaran, aufder energiepolitischenLand-
karte Deutschlandsweiterhin eine große Rolle zu spie-
len. Dass die Pipeline weder viele neue Jobs im Land
schaffen würde, noch Gas der Energieträger der Zu-
kunft sein würde – das dürfte damals allen klar gewe-
sen sein. Beim Bau der LNG-Terminals drängelte das
Land erneut. Dabei hat auch LNG keine große Zukunft.
Wozu also noch Aber-Millionen in neue Terminals an
Land oder eine neue Pipeline in der Ostsee investie-

ren?

Das Argument, die neue Bodden-Pipeline könnte
auch in Zukunft für den Import von grünem Wasser-
stoff genutzt werden, ist mindestens fragwürdig. Am-
moniak oder Methanol lassen sich viel leichter trans-
portieren, sicherer aufbewahren und können ebenso
komplett grün erzeugt werden.

Mehr Einsatz für Erneuerbare

Viel nachhaltiger für das Land wäre es, wenn die Mi-
nisterpräsidentin beim Ausbau der erneuerbaren En-
ergien oder auch bei grünen Energieprojekten, wie sie
zum Beispiel im Rostocker Seehafen geplant sind, ge-
nauso viel politisches Gewicht in die Waagschale wer-
fen würde, wie sie es bei Projekten mit fossilen En-
ergieträgern getan hat. Bei Nord Stream 2 und beim
LNG-Terminal.
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Daniel Wetzel

CDU-Wirtschaftsrat mahnt zum Erhalt der Atom-Option

Kurz vor Stilllegungder letztendeutschenAtomkraftwerke fordert derUnternehmerverband
die Forschung an neuartigen Reaktoren

Während sich die Bundesregierung in der Stromerzeu-
gung fast vollständig auf den Ausbau von Wind- und
Solarkraft fokussiert, sehen Wirtschaftsvertreter die
Notwendigkeit, die Option Atomkraft weiter offenzu-
halten. In einem Positionspapier zu seiner bevorste-
henden Energieklausur am Donnerstag fordert der
Wirtschaftsrat der CDU, ”falls erforderlich, einen Wei-
terbetrieb der Kernkraftwerke über den April 2023
nicht auszuschließen”. Auch müsse die Forschung an
neuen Atom-Technologien verstärkt werden.

Die letzten drei deutschen Atomkraftwerke werden
nach der Entscheidung der Bundesregierung in rund
zwei Wochen unwiderruflich stillgelegt. Damit endet
eineÄra, die vor 62Jahrenmitder Inbetriebnahmedes
Kernkraftwerks Kahl südöstlich von Frankfurt (Main)
begonnen hatte.

Über Jahrzehnte deckten die zeitweise 17 Atomkraft-
werke knapp ein Viertel des deutschen Strombedarfs.
Der Kampf gegen diese friedliche Nutzung der Atom-
kraft wurde zum Ursprung der Partei die Grünen, die
heute in Regierungsverantwortung die deutsche En-
ergiepolitik maßgeblich bestimmt. Nach seinem neu-
en energiepolitischen Positionspapier sieht der Wirt-
schaftsrat der CDU aber Chancen in einer neuen, vier-
ten Generation von Kernkraftwerken. Die Forschung
an diesen Anlagen müsse auch öffentlich gefördert
werden.

”Kernkraftwerke dieses neuartigen Typs können inhä-
rent sicher gebaut werden, sodass eine Kernschmelze
physikalisch ausgeschlossen ist”, heißt es in dem Pa-
pier, das WELT vorliegt: ”Außerdem ist es ggf. möglich,
mit diesen Anlagen die Restenergie aus den bisher als
Atommüll bezeichneten Brennelementen zu nutzen
und damit die Halbwertszeit der Reststoffe so deutlich
zu senken, dass die Endlagerproblematik stark ent-
schärft werden kann.”

Der Wirtschaftsrat der CDU e. V. ist trotz seines Na-
mens ein von der Partei und ihren Gremien unabhän-

giger Interessenverband von Unternehmern. Er wur-
de 1963 auf Initiative des damaligenWirtschaftsminis-
ters Ludwig Erhard gegründet. Der Unternehmerver-
bandmit rund12.000Mitgliedern versteht sich als ”das
ordnungspolitische Gewissen der Politik und als star-
ke Stimme der Sozialen Marktwirtschaft”.

Die Kernkraftwerke der IV. Generation befinden sich
derzeit in der Entwicklung. Zu diesem Zweck haben
sich13Staaten im”Generation IV International Forum”
(GIF) zusammengeschlossen. Dazu gehören etwa Ja-
pan, USA, Großbritannien, Frankreich, Kanada, Russ-
land, Korea, China und die Schweiz. Der neue Reak-
tortypus soll 2030 einsatzbereit sein. Im Jahr 2030 soll
Deutschland nach den Vorgaben des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes (EEG) zu 80 Prozent aus erneuerba-
ren Energien versorgt werden.

Der Rat empfiehlt zusätzlich, stärker indie Erforschung
der Kernfusion einzusteigen. Im Gegensatz zur Atom-
spaltung in Akw soll mit dieser Technik Energie durch
Verschmelzung von Atomen erzeugt werden. Als Mit-
tel der Wahl gilt die Fusion von Wasserstoff-Isotopen.
Langfristig und hochgradig strahlende radioaktive Ab-
fälle fallen bei der Kernfusion nicht an. Weil die Kern-
fusion die Prozesse in der Sonne nachbildet, gilt diese
Technik unter Forschern zuweilen als Spielart der So-
larenergie. Grünen-Politiker sehen in der Technologie
eine Form der Kernkraft und lehnen sie deshalb ab.

Zuletzt hatte etwa der Grünen-Politiker Anton Hofrei-
ter gefordert, dass ”Forschungsgelder, die derzeit im
Milliardengrab Kernfusion versenkt werden und kei-
nen nennenswerten Beitrag zum Klimaschutz leisten,
umgewidmet werden in die Erforschung erneuerbarer
Energien und Effizienztechnologien.”

Deutschland engagiert sich bislang mit Forschungs-
instituten, vor allem in München und Greifswald, an
der Entwicklung der Kernfusion. Dazu zählt auch die
europäisch koordinierte Beteiligung an dem interna-
tionalen Großexperiment ITER in Südfrankreich. Der
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CDU-Wirtschaftsrat fordert ”den Ausbau der Kernfusi-
onsforschung durch die Bundesregierung, nicht nur
mit bestehenden Großforschungseinrichtungen, son-
dern auch durch die Unterstützung von neuen, viel-
versprechenden Ansätzen wie zum Beispiel die laser-

basierte Trägheitsfusion”. Diese relativ neue Fusions-
technik wird weltweit von mehreren Dutzend staatli-
chen und inzwischen auch privaten Forschungsinitia-
tiven vorangetrieben.
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